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Der Bundesminister der Verteidigung 

Parlamentarischer Staatssekretär 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Betr.: Anerkennung der Vordienstzeiten ehemaliger Soldaten 
der Wehrmacht 

Bezug: Kleine Anfrage der Abgeordneten Stahlberg, Dr. 
Klepsch, Damm, Ernesti, Dr. Zimmermann, Dr. Marx 
(Kaiserslautern) und der Fraktion der CDU/CSU 
- Drucksache VI/543 - 


Die Kleine Anfrage der Abgeordneten Stahlberg, Dr. Klepsch, 
Damm, Ernesti, Dr. Zimmermann, Dr. Marx (Kaiserslautern) und 
der Fraktion der CDU/CSU beantworte ich namens der Bundes- 
regierung wie folgt: 


1. Trifft es zu, daß die Bundesregierung im Rahmen der Novel- 
lierung des Soldatenversorgungsgesetzes (SVG) über die bisher 
anrechenbaren Vordienstzeiten hinaus noch weitere wehrdienst- 
ähnliche Tätigkeiten als ruhegehaltsfähig anerkennen will, z. B. 
— Ausbildungszeiten in den Unteroffizierschulen der ehemaligen 
Wehrmacht, 

— Ausbildung als Feuerwerker, 

— Beschäftigungszeiten bei den Flugschulen, 

— Zeiten in Sonderorganisationen vor dem 1. September 1939? 
Wenn nicht, welches sind die Gründe für die Nichtanerkennung? 

Die Bundesregierung wird im Rahmen der Novellierung des 
Soldatenversorgungsgesetzes keine Vorschriften über die An- 
rechnung von Vordienstzeiten der geforderten Art vorschlagen. 
Sie ist vielmehr der Ansicht, daß die geltenden Vorschriften des 
Soldatenversorgungsgesetzes alle Vordienstzeiten erfassen, 
deren Anrechnung in Betracht kommt. Die von den Fragestel- 
lern genannten Zeiten werden bereits nach den geltenden Vor- 
schriften des Soldatenversorgungsgesetzes als ruhegehaltfähig 
anerkannt; das trifft allein für vor dem 1. September 1939 in 
Sonderorganisationen verbrachte Zeiten nicht zu. Insoweit be- 
absichtigt die Bundesregierung nicht, eine Erweiterung der 
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Anredinungsvorschriften des Soldatenversorgungsgesetzes über 
§ 68 a hinaus vorzuschlagen, da nur solche in Sonderorga- 
nisationen verbrachte Zeiten der Wehrdienstzeit gleichgestellt 
werden können, durch die die gesetzliche Wehrpflicht erfüllt 
werden konnte. 


2. Ist die Bundesregierung der Auffassung, daß der Katalog der 
bisher in das SVG aufgenommenen anrechenbaren Vordienst- 
zeiten ausreicht? 

Wie hoch ist die Zahl der 1970, 1971 und 1972 ausscheidenden 
Berufssoldaten, die nach der gegenwärtigen Regelung, die ge- 
mäß § 26 SVG die Höchstpension von 75 ®/o nicht erreichen 
werden? 

Wie hoch sind die für die einzelnen Angehörigen dieses Per- 
sonenkreises erreichbaren Mindest- bzw. Höchstpensionen in 
Prozenten ausgedrückt? 


Der erste Teil der Frage ist mit den Ausführungen zu Frage 1 
beantwortet. 

Die bisherigen Erfahrungen haben gezeigt, daß etwa 65 v. H. 
der wegen Überschreitens der für ihren Dienstgrad vorgeschrie- 
benen besonderen Altersgrenze in den Ruhestand versetzten 
Berufssoldaten das Höchstruhegehalt in Höhe von 75 v. H. der 
ruhegehaltfähigen Dienstbezüge nicht erreichen. Im Jahre 1970 
werden voraussichtlich 2189, im Jahre 1971 2229 und im Jahre 
1972 2709 Berufssoldaten in den Ruhestand versetzt werden. 
Bei den Berufssoldaten, die das Höchstruhegehalt nicht errei- 
chen, liegt der erreichbare Vomhundertsatz voraussichtlich zwi- 
schen 63 und 72 v. H. der ruhegehaltfähigen Dienstbezüge. 


3. Trifft es zu, daß die Bundesregierung beabsichtigt, den § 70 
Abs. 1 SVG mit Rücksicht auf die vorstehenden Ausführungen 
so zu ändern, daß nicht nur Berufssoldaten, sondern auch die 
übrigen Kriegsteilnehmer bei einem späteren Eintritt in die 
Bundeswehr die Zwischenzeiten voll auf das Ruhegehalt aner- 
kannt erhalten? 

Die Bundesregierung beabsichtigt nicht, eine Änderung des § 70 
SVG dahingehend vorzuschlagen, daß Reservisten der ehemali- 
gen Wehrmacht den Berufssoldaten der ehemaligen Wehrmacht 
bei der Berücksichtigung der Zeit zwischen dem 8. Mai 1945 und 
der Einstellung in die Bundeswehr in vollem Umfange gleich- 
gestellt werden. In der geltenden Regelung hat zu Recht in 
erster Linie der Gesichtspunkt Berücksichtigung gefunden, daß 
die Berufssoldaten der ehemaligen Wehrmacht infolge des 
staatlichen Zusammenbruchs am 8. Mai 1945 an der Fortsetzung 
ihres Lebensberufes gehindert waren. Dies trifft für Reservisten 
der ehemaligen Wehrmacht nicht zu. Die Bundesregierung wird 
jedoch im Rahmen eines in Vorbereitung befindlichen Entwurfs 
eines Gesetzes zur Änderung des Soldatenversorgungsgesetzes 
prüfen, wie die Tatsache, daß ein großer Teil der in den Ruhe- 
stand tretenden Berufssoldaten der Bundeswehr das Höchst- 
ruhegehalt nicht erreicht, angemessener berücksichtigt werden 
kann. 
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4. Ist der Bundesregierung bekannt, daß die Nichtanrechnung der 
sogenannten Zwischenzeiten „in § 70 Abs. 1 und 2 SVG" zu 
außerordentlichen Härten für diejenigen Kriegsteilnehmer und 
jetzigen Berufssoldaten der Bundeswehr führt, die vor dem 
Stichtag 8. Mai 1945 infolge einer Kriegsverwundung aus dem 
Wehrdienst ausgeschieden sind? 

Was gedenkt sie zu unternehmen, um diese Härten auszu- 
gleichen? 


Es ist bisher kein Fall bekannt geworden, in dem ein Soldat der 
ehemaligen Wehrmacht trotz seiner sehr schweren Kriegsbe- 
schädigung, die bei den während des Krieges geltenden stren- 
gen Bestimmungen Voraussetzung für eine Zurruhesetzung 
bzw. Entlassung war, wieder in die Bundeswehr eingestellt 
worden ist. Dessen ungeachtet meint die Bundesregierung nicht, 
daß die geltende Regelung zu Härten für diesen Personenkreis 
führt und die Vorschrift des § 70 des Soldatenversorgungsge- 
setzes entsprechend erweitert werden sollte. Auch hier ist zu 
berücksichtigen, daß § 70 des Soldatenversorgungsgesetzes - 
ebenso wie § 181 Abs. 3 des Bundesbeamtengesetzes - nur Nach- 
teile ausgleichen soll, die sich aus dem staatlichen Zusammen- 
bruch für ein am 8. Mai 1945 bestehendes Dienstverhältnis er- 
geben haben. Folgen, die durch eine Kriegsbeschädigung ver- 
ursacht worden sind, werden einheitlich durch Leistungen nach 
dem Bundesversorgungsgesetz - insbesondere auch durch die 
Gewährung eines Berufsschadensausgleichs - ausgeglichen. 


5. Ist es nach ihrer Auffassung gerechtfertigt, daß infolge dieses 
Stichtages gerade Kriegsbeschädigte versorgungsmäßig nach 
dem SVG schlechtergestellt werden? 

Die Beantwortung ergibt sich aus den Ausführungen zu Frage 4. 


Berkhan 
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